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Verkündet
am 10. Februar 1958 
V/oit Scheck, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Firma J„ ®flHHHB/Keckar»
Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br*

gegen

die Deutsche Bundeshahn, gesetzlich vertreten durch die 
Bundeshahndirektion Frankfurt in Frankfurt/itöain, Hohen­
staufenstraße,

Klägerin, Berufungsheklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prc zeßh evoIlmächt igt er % Rechtsanwalt

hat der VII«, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 10* Februar 1958 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Scheffler, Rietschel, 3)r0 Heimann-frosien, 
Dr«, Winkelmann und Erbel

für Recht erkannt?

M e  Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Io Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Frankfurt (Main) vom 29« November 1956 wird mit 
der Maßgabe zurückgewiesen, daß im Urteilssatz 
die Worte "einschließlich der Kosten der zurück­
genommenen Berufung" entfallen*

Die Kosten der Revision hat die Beklagte 
zu tragen*

Von Rechts wegen
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Die Beklagte befaßt sich mit der Herstellung von 
Glasdächern und der Errichtung von Aufbauten; sie stand 
seit mehreren Jahren mit der Reichs- und später der Bun­
desbahn in Geschäftsverbindung«,

Im Jahre 1947 verhandelte sie mit einem Beamten der 
Klägerin (damals noch der Reichsbahn) über einen Auftrag 
zur Erneuerung von Glasdächern der Armatur- und Lehrlings- 
werkstätte des Reichsbahnausbesserungswerkes in Darmstadt«,
Im Anschluß an diese Besprechung übersandte sie am 6., August 
194? der Klägerin ein Angebot das sie auf Grund "der ihr 
bekannten Reichsbahnbedingungen" abgab0 Mit Schreiben vom 
19o August 1947 erteilte die Klägerin der Beklagten unter 
Bezugnahme auf deren Angebot den Auftrag; in diesem Bestell­
schein sind u* a. die Vorschriften der VOB TI«, B Din 1961«. 
die Ausführungsbestimmungen der Klägerin hierzu sowie die 
Technischen Vorschriften für Bauleistungen - Drucks. Din 
1962 bis 1985 - als maßgebend bezeichnet. Am 8, Oktober 1947 
bestätigte die Beklagte die Erteilung des Auftrags und er­
klärte, daß sie die Arbeiten auf Grund ihres Angebots vom 
6. August 1947 und ihrer "mitfolgenden Lieferungsbedingun­
gen" ausführen werde.

Am 10. August 1948 begann.die Beklagte mit der Aus­
führung; die Klägerin hatte ihr dazu 2 Hilfskräfte, darun­
ter den Schlosser zur Verfügung gestellt. Die
Arbeiten wurden für die Beklagte von deren Obermonteur H ^ H I  
geleitet. Die Klägerin hatte als "Bauwart" den technischen 
Reichsbahninspektor abgeordnet.
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Hfl^und die ihm zugeteilten Arbeiter benutzten 
an Stelle eines Gerüstes das über der Werkstatt gelegene, 
mit Wellblech abgedeckte Hilfsdach« Sicherheitsvorrichtun-,/ 
gen irgend welcher Art wurden nicht getroffen; auch die 
unter dem Dach gelegene Werkstatt wurde nicht geräumt.

Am 11 * August 1948 brach ein das Dach mittragender 
morscher Balken« S f l H ^ ^ u n d  ein weiterer Arbeiter stürz-* 
ten aus einer Höhe von 6 m in die Werkstatt« Hierbei wur- 
den mehrere Personen, darunter S I ^ H B P ?  verletzt und ein 
in der Werkstatt beschäftigter Lehrling getötet, 
ist im Jahre 1952 verstorben, und zwar nach den Behauptungen 
der Klägerin an den Polgen des Unfalls,

M e  Klägerin hat S f l H H I B u n d  seinen Hinterbliebe­
nen die ihnen auf Grund der gesetzlichen Unfallversicherung 
zukommenden Leistungen gewährt. Sie ist der Ansicht, daß 
die Beklagte verpflichtet sei, hierfür einzutreten, weil 
sie den Unfall durch unterlassene Schutzmaßnahmen verschul­
det habe. Sie hat mit der Klage die Verurteilung der Beklag 
ten zur Zahlung von 17«428,08 DM nebst Zinsen sowie die 
Feststellung verlangt, daß ihr die Beklagte allen aus dem 
Unfall des S ^ H M M B n o c h  entstehenden Schaden zu ersetzen 
habe.

Die Beklagte hat Klageabweisung erbeten. Sie ist der 
Auffassung, daß dem Vertragsverhältnis ihre eigenen Lie­
ferungsbedingungen zu Grunde z u ‘legen seien; danach sei es 
die Aufgabe der Klägerin gewesen, das zum Schutze der Ar­
beiter erforderliche Gerüst zu stellen. Abgesehen hiervon 
treffe den Reichsbahninspektor PlHftein Mitverschulden,
das sich die Klägerin anrechnen lassen müsse. Sie ist dem 
von der Klägerin geltend gemachten Anspruch ferner mit
Rechtsausführungen entgegengetreten,



Das Landgericht hat durch Zwischenurteil den Zah­
lungsanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
und durch Teilurteil dem Feststellungsverlangen entsprochene 
Las Ober land esgericht hat die Berufung der Beklagten zu­
rückgewiesen*

Mit der Bevision verfolgt die Beklagte ihren Antrag 
auf Klageäbweisung weiter* Lie Klägerin bittet um Zurück­
weisung des Rechtsmittels*

»

Bntscheidungsgründe:

Las Oberlandesgericht ist der Ansicht, daß der 
Klägerin keine Ansprüche zustehen, die sie auf die Bestim­
mungen der Reichsversichcrungsordnung stützen könne* Es 
nimmt aber an, daß ihr die Beklagte wegen schuldhafter Ver­
letzung des zwischen ihnen abgeschlossenen Uerklieferungs- 
vertrages zum Schadensersatz verpflichtet sei* Es sei Sache 
der Beklagten gewesen dafür zu sorgen, daß sich bei der 
Ausführung des Werkes keine Unfälle ereigneten, die. zu einer 
Inanspruchnahme der Klägerin führen konnten* Gegen diese 
Pflicht habe die Beklagte verstoßen, weil sie keine ausrei­
chenden Sicherungsmaßnahmen getroffen und es hierdurch ver­
ursacht habe, daß der von der Klägerin abgeordnete Schlosser 
Siegwarth verunglückte* Ler Schaden der Klägerin bestehe 
darin, daß sie an sflflHHPund dessen Hinterbliebenen Lei­
stungen habe erbringen müssen, ohne daß ihr durch dessen 
Arbeitskraft ein Gegenwert zugeflossen sei*

I* Lie Bevision behauptet, daß die Klägerin einen 
solchen vertraglichen Anspruch gar nicht‘erhoben habe*
Liese habe, wie sich gemäß § 314 ZPO aus dem Tatbestand 
des Urteils ergebe, nur solche Forderungen geltend gemacht, 
die nach § 1542 KVO auf sie übergegangen seien*



.Die Bilge ist unbegründete Es mag zwar sein, daß die ; 
Darlegungen S. 4 des Tatbestandes nicht ganz klar sind 
und für sich allein zu Mißverständnissen Anlaß geben könn­
ten* Dort wird nämlich gesagte die Klägerin mache ’’den ihr 
als Trägerin der gesetzlichen Unfallversicherung 
entstandenen Schaden nach §§ 558 - 586, :542 EVO geltend 
und stütze ihn einmal auf unerlaubte Handlung und auf Werk­
lief erungsvertrag” » Daraus könnte entnommen werden, daß 
beide genannten Klagegründe von der Klägerin nur aus abge­
leitetem Recht nach § 1542 RVO erhoben werden sollten«

Daß dies aber nicht der Sinn jener Ausführungen ist,’ 
ergibt sich eindeutig aus den folgenden Darlegungen in dem . 
Urteil, insbesondere aus der Bezugnahme auf die gewechsel­
ten Schriftsätze* Das Vorbringen der Klägerin, das durch 
diese Bezugnahme Teil des Tatbestandes geworden ist, läßt 
mit Sicherheit erkennen, daß sie ihre Forderung auch auf 
einen Schadensersatzanspruch stützt, der der Bundesbahn aus 
dem von ihrer Rechtsvorgängerin mit der Beklagten abgeschlos 
senen Vertrag erwachsen ist (vgl* u. a« Schriftsatz vom 
30« Oktober 1956 S« 1 bis 3)« In diesem Sinne hat das Ober­
land esgericht auch den Vortrag der Klägerin verstanden, wie 
sich u« a* aus den Erörterungen zu diesen Vertragsansprüchen 
ergibt« Es wäre unter den obwaltenden Umständen widersinnig, 
gewesen, wenn die Bundesbahn, nachdem sie gemäß Schriftsatz 
vom 22« Februar 1956 auch in der Sachbezcichnung als Kläger 
aufgetreten ist, den Anspruch aus dem Vertrag, den sie 
(bzw* ihre Rechtsvorgängerin) selbst abgeschlossen hatte. 
anders als aus eigenem Rechte hätte geltend machen wollen« 
Eine dieser eindeutigen Sach- und Rechtslage widersprechend 
Feststellung hat auch das Oberlandesgericht nicht treffen 
wollen*



II® Die Erörterungen des Oberlandesgerichts über 
die rechtliche Grundlage der von der Klägerin geltend ge­
machten vertraglichen Ansprüche sind nicht zu beanstanden®

1) Nach § 624 Abs, 1 a RVO ist die Bundesrepublik 
Trägerin der Versicherung in ihren Unternehmen® Zu diesen 
Unternehmen gehört die Bundesbahn; sie stellt ein Sonder­
vermögen der Bundesrepublik dar, dem jedoch kraft ausdrück­
licher Vorschrift die Parteifühigkeit verliehen ist (§§ 1 
und 2 des Bundesbahngesetzes vom 13® Dezember 1951„ BGBl 
Sc 955)o Gemäß § 892 RVO werden die Aufgaben des Bundes als 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung von der "Bundes- 
ausführungsbehörde für Unfallversicherung" wahrgenommen®
Bei der Bundesbahn ist* ebenso wie früher bei der Reichsbahn 
die Bundesbahnunfallversicherungsbehörde (BUVB) geschaffen 
worden® Sie besitzt kein eigenes Vermögen und keine eigene 
Rechtspersönlichkeit, ist vielmehr eine unselbständige Ver­
waltungsstelle der Bundesbahn und damit des Bundes®

Die Regelung der Unfallversieherungsfälle durch die 
BUVB beruht danach auf einem nur das innere Verhältnis zur 
Bundesbahn betreffenden Auftrag, dessen Einzelheiten aller­
dings gesetzlich vorgeschrieben und in der Geschüftsany;ei- 
sung für die BUVB niedergelegt sind (vgl® § 8 Abs® 1 d des 
Selbstverwaltungsgesetzes vom 13® August 1952 - BGBl S® 427 
Nach außen ist allein die Bundesbahn verpflichtet, die 
ihrem Personal die gleichen Leistungen zu erbringen hat, 
wie sonst die Berufsgenossenschaften (vgl® hierzu u, a. 
Beschluß des Bundessozialgcrichts 2 EU 80/55 vom 27® August 
1957 sowie Sarter/Sittel, Die Deutsche Bundesbahn 1952, 
§§26, 27 Anm® B III und IV)®



2) Aus dem Gesagten folgte daß die Zahlungen an 
S t H H H P u®ä seine Hint erb liehe neu aus dem Vermögen der 
Bundesbahn stammen * Sie führten und führen zu einer Ver­
mögen seinbuße. Die Klägerin kann den ihr hierdurch ent­
standenen Schaden von der Beklagten als ihrer Vertragsgeg­
nerin ersetzt verlangen, falls diese ihn durch die Ver­
letzung der ihr obliegenden Pflichten schuldhaft herbei­
geführt hat«

Bas Oberlandesgericht ist der Ansicht, daß diese 
Voraussetzungen hier gegeben sind« Bie gegen diese Beur­
teilung gerichteten Rügen sind unbegründet.

a) Bie Beklagte behauptet, daß die Errichtung des 
Schutzgerüstes nach ihren lieferungsbedingungen, die sie 
dem Schreiben vom 8 «, Oktober 1947 beigefügt habe, Sache 
der Klägerin gewesen sei. Sie bestreitet weiter die Anwend-.; 
bark eit der VOB 51, B.

Bür die Präge des Haftungsgrundes kommt es hierauf 
aber gar nicht entscheidend an. Denn die Beklagte hatte in 
jedem Palle stillschweigend in dem Werklieferungsvertrag 
die selbstverständliche Pflicht übernommen, das Werk so 
auszufübren, daß die Klägerin nicht geschädigt wurde. Sie 
hatte also auch darauf zu achten, daß keine Forderungen 
der von ihr beschäftigten Personen gegen die Klägerin ent­
standen. Handelte sie dieser Pflicht durch die schuldhafte 
Außerachtlassung der ihr vorgeschriebenen Sicherheitsmaß­
nahmen zuwider, so hat sie der Klägerin dafür einzustehen 
(vgl. RGZ 157, 282).

»

b) Wie das Oberlandesgericht unter Verweisung auf 
die Darlegungen des Landgerichts festst eilt, hat der Be-



' • 3 * *

/

auftragte der Beklagten, Horle, keine der vorgeschriebenen 
Schutzmaßnahmen getroffen * Insbesondere bat er die Trag­
fähigkeit der Balken sowie die der Wellblechauflage nicht 
hinreichend geprüft. Hätte er dies getan, so hätte ihm, 
wie das Oberlandesgericht weiter darlegt, die Trockenfäule 
des später gebrochenen Balkens nicht entgehen können. Sein 
Verschulden hat die Beklagte gemäß § 278 BOB zu vertreten,

c) Bas Oberlandesgericht geht nicht näher darauf ein 
ob sich die Beklagte auch gegenüber dem von der Klägerin 
auf vertraglicher Grundlage erhobenen Schadensersatzan- 
spräche darauf berufen kann, daß.sie S f l B B  und dessen 
Hinterbliebenen nach § 898 RVO nicht haftet, Es hatte von 
seinem Standpunkt auch keine Veranlassung dazu; denn es 
nimmt an, daß sich der Unfall nur im Betriebe der Klägerin 
abgespielt habe, weil dies von der BUVB mit für das Gericht 
bindender Wirkung (§ 901 RVO) festgestellt worden sei.

Diesem Ausgangspunkt des Oberlandesgerichts kann 
zwar nicht gefolgt werden. Eine Bindung an die Entschei­
dung der BUVB besteht nämlich nicht; es wird auf das Ur­
teil BGHZ 24, 247 verwiesen, Ferner kann es nach den Um­
ständen nicht zweifelhaft sein, daß Siegwarth hei der Be- * 
klagten eine arbeitnehmerähnliche Stellung i. S, des § 537 
Hr, 10 RVO innnehatte, so daß er und seine Hinterbliebenen 
die Beklagte in der Tat nach § 898 RVO nicht in Anspruch 
nehmen konnten.

Die Klägerin macht aber, soweit sie ihre Forderung 
auf schuldhafte Vertragsverletzung durch, den Beklagten 
stützt, keinen aus dem Rechte des S f l H H ^ o d e r  seiner 
Hinterbliebenen abgeleiteten Anspruch geltend. Sie ver­
langt vielmehr den Ersatz des Schadens, der ihr_selbst



durch ihre Inanspruchnahme entstanden ist,. Diesem Verlan­
gen steht § 898 BVG nicht entgegen (ständige Bechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs? so u, a„ Urteil des Senats vom 
29. April 1957 VII ZR 265/56 *» VersB >957, 431).

IIIo |0 tyers£hulden^der^ Klägerin^

1) Für die Entscheidung über das etwaige Mitver­
schulden der Klägerin ist es wesentlich.; welche Pflichten 
ihr auf Grund des mit der Beklagten abgeschlossenen Ver­
trages oblagen«» Die Beklagte behauptet, daß ihre eigenen 
Lieferungsbedingungen maßgebend seien, nach denen die 
Klägerin die Schut2gerüste hätte stellen müssen* Sie sei 
vertraglich auch nicht verpflichtet gewesen? anderweite 
Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen* Nach den "Reichsbahnbe- 
dingungen", auf die sie in dem Angebot vom 6, August 1947 
verwiesen habe, sei dies zwar ihre Aufgabe gewesen, diese 
seien aber nicht Vertragsbestandteil geworden*

Das Oberlandesgericht ist diesem Vortrag nicht ge­
folgt , Es begründet seine Auffassung wie folgts

Die Beklagte habe in ihrem Angebot vom 6* August 1947 
ausdrücklich auf die ihr "bekannten Reichsbahnbedingungen" 
Bezug genommen. Dieses Angebot habe die Klägerin durch das 
Bestellschreiben vom 19* August 1947, in dem nochmals die 
von der Reichsbahn vorgeschriebenen Bedingungen erwähnt 
worden seien, angenommen. Die Annahme sei auch dann nicht 
verspätet, wenn sie erst am 27, September 1947 bei der Be­
klagten eingegangen sein sollte; denn bei Berücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse im Jahre '947 und im Hinblick 
auf die Notwendigkeit der Durcharbeitung seitens verschie­
dener Dienststellen der Klägerin sei eine frühere Antwort



nicht zu erwarten gewesen« Danach habe äas Bestätigungs­
schreiben der Beklagten vom 80 Oktober 1947? dem ihre 
Lieferungsbedingungen beigelegen haben* keine Bedeutung 
für den Vertragsinhalt gehabt«

Die Revision ist demgegenüber der Auffassung? daß die 
Voraussetzungen des § 150 BOB gegeben seien. Das Schreiben 
der Klägerin mit Datum vom 19c August :947 sei als neues 
Angebot zu werten? das die Beklagte durch ihren Brief vom 
8c Oktober 1947 nur mit Änderungen angenommen habe« Die 
Annahme dieses neuen Antrages (§ !50 Abs« 2 BGB) durch die 
Klägerin sei stillschweigend erfolgte Deswegen müßten die 
Lieferungsbedingungen der Beklagten als vereinbart gelten»

Auch diese .Rüge ist unbegründete

a) Unter den Parteien' ist unstreitig, daß das Schrei­
ben der Klägerin vom 19» August 1947 erst am 27c September 
1947 (oder noeb einige Tage später) bei der Beklagten ein- 
gegangen ist* Zwischen dem Angebot vom 6«, August und der 
Annahme vom 27» September 1947 liegen somit mehr als 7 Wo­
chen« Aus dieser Zeitspaune kann aber für sich allein noch 
nicht entnommen werden, oh die Antwort rechtzeitig i«S, des 
§ 147 Abs« 2 BGB eingegangen ist« Vielmehr kommt es auf die 
Einzelumstände des Pa,lles an« Deren Beurteilung ist Sache 
des Tatrichters, der zu dem Ergebnis gelangt ist, daß die 
Beklagte mit einer derartig langen Bearbeitungsdauer rech­
nen mußte« An diese Würdigung ist das Revisionsgericht ge~ 
bund exio

b) Abgesehen hiervon würde sich das Ergebnis auch 
dann nicht ändern, wenn man dem Schreiben der Beklagten 
vom 8« Oktober 1947 maßgebende Bedeutung für den Vertrags­
inhalt beimessen wollten



Die Beklagte hat nämlich darin nicht nur auf ihre 
Geschäftsbedingungen verwiesen, sondern sogar in erster 
Iiinie auf ihr Angebot vom 6« August 1947« Dieses hatte 
sie aber ausdrücklich auf Grund der ihr bekannten Reichs- 
bahnbedingungen abgegeben; auf diese Weise sind die Reichs-* 
bahnbedingungen auch zum Inhalt des Schreibens vom 8« Okto­
ber 1947 gemacht wordene

Bei dieser Passung kann auch das Schreiben vom 
8« Oktober 1947 nach Treu und Glauben nur in dem Sinne 
verstanden werden, daß es nach wie vor bei den üblichen 
Vertragsbedingungen der Reichsbahn verbleiben sollte« Das 
gilt umso mehr, als die Beklagte bereits jahrelang für die 
Rechtsvcrgängerin der Klägerin unter diesen Voraussetzungen 
tätig geworden und zudem für jeden Geschäftsmann von vorn­
herein erkennbar war, daß die Reichsbahn entscheidenden Wert 
darauf legen mußte, -einheitlich nur zu ihren eigenen Be­
dingungen abzuschließen«

Wenn die Beifügung der Geschäftsbedingungen der Be­
klagten danach überhaupt eine Bedeutung haben kann, dann 
könnte sie höchstens darin liegen, daß diese Bedingungen 
für die Fälle gelten sollten, in denen die der Reichsbahn 
keine Regelung enthielten«

c) Die Frage, wer die Schutzvorrichtungen zu errichr- 
ten hat, ist in den Bedingungen der Klägerin geregelt« Sie 
verweisen u* a« auf die Allgemeinen Vertragsbedingungen für 
die Ausführung von Bauleistungen (VOB TI« 3 Drucks« Din 
1961)« Gemäß § 4 Abs« 2 dieser VOB ist der Auftragnehmer 
für.die Erfüllung der gesetzlichen, polizeilichen und be­
ruf sgenossenschaftlichen Verpflichtungen allein verantwort­
lich« Auch in den Ausführungsbestimmungen der Klägerin zu
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§ 4 wird nochmals hervorgehoben, daß alle Vorsichtsmaß­
regeln* die nach den Unfallverhütungsvorschxriften erfor­
derlich sind, von dem Auftragnehmer auf seine Kosten zu 
treffen sind*

Die Revision macht demgegenüber geltend, das Cber- 
landesgericht habe die Darlegungen der Beklagten über eine 
abweichende Dbung nicht beachtetr

Diese, offenbar auf § 286 ZPO gestützte, Rüge ist 
jedoch unbegründet. Die Beklagte hatte in ihrem von der 
Beschwerdeführerin angegebenen Schriftsatz vom 22* Septem­
ber 1955 nur behauptet, daß niemals ein Kostenvoranschlag 
für die Gerüste aufgeführt worden sei, und daß die Klägerin 
auch keine Bezahlung dafür geleistet habe* Die Beklagte 
hatte ferner behauptet, daß die Klägerin im Jahre 1952 für 
Gerüstkosten eingetreten sei*

Das Oberlandesgericht brauchte sich hiermit nicht zu 
befassen* jßs war Sache der Beklagten, die Kosten der Schutz­
vorrichtungen einzukalkulieren* Das konnte sie bereits bei 
der Preisbemessung tun. Der Nichtansatz von Gebühren in ih- . 
ren Rechnungen läßt danach keinen Schluß darauf zu, wessen 
Aufgabe die Errichtung der Schutzgerüste war* Ob die Klägerin 
im Jahre 1952, also 5 Jahre nach dem hier in Betracht kom­
menden Vertrags schließ, einmal einer abweichenden Handhabung 
zugestimmt hat, ist in jedem Palle unerheblich*

2*) Aus dem Gesagten folgt, daß die Beklagte der 
Klägerin gegenüber verpflichtet war, für den Unfallschutz 
allein zu sorgen*



Das befreite die Klägerin allerdings nicht von 
jeder eigenen FürSorgepflicht, Sie war in entsprechender 
Anwendung des § 618 BGB gehalten, die von der Beklagten 
mit der Durchführung betrauten Personenr darunter 
bei den auf ihrem Gelände und in ihrem Aufträge durchge­
führten Arbeiten vor jedem Körperschaden zu bewahren (vgl. 
Uc a. RGZ 159? 268; Urteil des Senats vom 29-. April 1957 
VII ZR 269/56 ••• VersR »957; 414)* »Venn sie gegen diese 
Pflicht verstoßen haben sollte* so würde sie den Schaden, 
nämlich die auf Seiten Siegwarths entstandenen Ansprüche 
gegen sie, ebenfalls verschuldet haben, Es fragt sich aber, 
inwieweit die Beklagte berechtigt ist, der Klägerin dieses 
etwaige Verschulden entgegenzuhalten»

a) Zwar begegnet die Ansicht des Oberlandesgeiichts 
rechtlichen Bedenken, der von der Klägerin als "Bauwart11 
abgeordnete Reichsbahninspektor FfllK sei, soweit es sich 
um die Beachtung der notwendigen Sicherheitsmaßnahmen han­
delte, nicht ihr Erfüllungsgehilfe gewesen*

Wenn die Klägerin überhaupt einen Fachmann zur Über­
wachung der vertragsmäßigen Errichtung des Kerkes bestellt 
hat, dann liegt die Annahme nahe, daß es auch dessen selbst 
verständliche, ihm mitübertragene Aufgabe gewesen ist, auf 
die Einhaltung der Unfallverhütungsvorschriften zu achten 
(vgl» das angeführte Urteil des Senats VersR 1°57, 414)«

b) Einer endgültigen Stellungnahme hierzu bedarf es 
aber nicht. Denn selbst wenn man Ffll^ als Erfüllungsgehil­
fen der Klägerin ansehen würde, könnte dessen Pflichtver­
säumnis die Haftung der Beklagten unter den obwaltenden Um­
ständen nicht einschränken*
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Die Klägerin konnte und durfte sieb darauf ver­
lassen , daß der Unfallschutz von der Beklagten entsprechend 
der ihr obliegenden vertraglichen Pflicht ordnungsmäßig 
durchgeführt wurde» Wenn die Beklagte insoweit vertragsun­
treu wurde5 so ist es ihr verwehrt, sich unbeschränkt auf 
jedes etwaige Mitverschulden der Klägerin zu berufen» Treu 
und Glauben verlangen vielmehr, daß sie grundsätzlich zu 
ihren Verpflichtungen steht und der Klägerin in vollem Um­
fange den Schaden ersetzt, der dieser aus der schuldhaften 
Nichterfüllung jener Aufgaben durch die Beklagte entstanden 
ist»

Das bedeutet zwar nicht eine vollkommene Freistellung 
der Klägerin von jeder Verantwortung» Auch sie hatte dem 
Vertragspartner gegenüber Treuepflichten und durfte ihn 
nicht schuldhaft in eine Lage bringen, die ihm erhebliche 
Verluste auferlegte» Die Interessenabwägung verlangt aber, 
daß sic nur dann zur Deckung des Schadens beitragen muß, 
wenn ihr besonders schwere Verstöße zur Last fallen; denn 
im Vordergrund steht, wie dergelegt worden ist, die ver­
tragliche Verpflichtung der Beklagten, die Entstehung sol­
cher Schäden zu verhindern»

Ein besonders schwerer Verstoß dieser Art wird in 
Betracht kommen, wenn der vertraglich vom Unfallschutz frei­
gestellte Auftraggeber durch leichtfertiges positives Han­
deln singreift und hierdurch den Schaden verursacht» Ebenso 
wird zu entscheiden sein, wenn er die dem Auftragnehmer 
unbekannte Gefahr, die dessen Arbeitern droht, kennt und 
trotzdem nichts unternimmt»



Diese Voraus Setzungen sind hier aber nach den 
Feststellungen des Oberlandesgerichts nicht gegeben« 

hat die Gefahr nicht durch eigenes Handeln her- 
beigeführt«, Aus dem Urteil ergibt sich auch kein Anhalt 
dafür, daß ihm der unsichere Zustand des Daches bekannt 
gewesen ist; dagegen spricht schon die Tatsache, daß er 
es selbst betreten hatc Dann kann aber die Beklagte nach 
dem Gesagten nicht verlangen, daß die Klägerin einen Teil 
des Schadens gemäß § 254 BGB mitübernimmt,

Dem Urteil des Oberlandesgerichts ist also auch 
insoweit im Ergebnis beizutreten.

IVo Eines näheren Eingehens auf die von der Klägerin 
geltend gemachten Ansprüche aus abgeleitetem Recht bedarf 
es nicht * Sie sind von dem Oberlandesgericht zutreffend 
verneint worden,

Forderungen und seiner Hinterbliebenen
gegen die Beklagte entfallen, wie bereits dargelegt, nach 
§ 89S RVO« Ein Übergang nach § 1542 RVO scheidet schon aus 
diesem Grunde aus* Der Streit der Parteien über die Anwend­
barkeit des § 903 Abs» 4 RVO liegt neben der Sache; denn 
die Klägerin hat den Schaden nicht erst durch eine solche 
Inanspruchnahme erlitten, sondern dadurch, daß sie infolge 
ihrer Personengleichheit mit der BUVB ohnehin aus eigenen 
Mitteln dafür einstehen muß«,

Danach erübrigt sich auch eine Stellungnahme zu den 
diese Fragen betreffenden Revisionsrügen»

V v Die Beklagte hat bestritten, daß der Tod des 
Schlossers auf den Unfall zurückzuführen ist



Bas Oberlandesgericht sieht dies Jedoch als erwiesen an; 
es stützt sich hierbei auf das hei den Unfallakten befind­
liche Attest des Arztes Ur. B f l H B m i d  die sich darauf 
gründenden Feststellungen der BÜVB*

Die Revision rügt dieses Vorgehen zu Unrechte Es 
kann dahingestellt bleiben* ob die Feststellung der BUVB 
das Gericht gemäß § 901 RVO bindet, Ebenso braucht nicht 
entschieden zu werden, ob dieser Einwand der Beklagten 
nicht allein das Betragsverfahren betrifft. Denn das Be­
rufungsgericht war befugt, seine Feststellungen auf der 
angegebenen Grundlage zu treffen.

Die Unfallakten sind, wie sich aus dem Tatbestand 
ergibt, herangezogen worden und sind danach Gegenstand der 
Verhandlung gewesen. Die Parteien haben der Verwertung nicht 
widersprochen und auch nicht die Vernehmung des Dr. Kitzert 
als Sachverständigen oder Zeugen verlangt* Das Oberlandes­
gericht war unter diesen Umständen nicht gehindert, darauf 
im Wege des Urkundenbeweises zurückzugreifen (vgl. u. a.
BGH in IM § 286 B Kr. 7).

>

' VI. ‘Rur im Kostenpunkte bedarf das angefochtene Ur- 
.teil der Berichtigung.

Das Oberlandesgericht hat der Beklagten auch die 
Kosten der zurückgenomraenen Berufung auferlegt. Das war 
unzulässig.

Dieser zweiten BerufungsSchrift kam keine selbstän­
dige Bedeutung zu. Sie bezog sich auf dasselbe Urteil, wie 
die einen Tag zuvor eingelegte Berufung und sollte nur die 
Fristwahrung sichern. Sie war zunächst wirkungslos und nicht
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geeignet, ein neues Rechts watt elver fähigen su eröffnen» 
Deswegen hätte es auch keiner ausdrücklichen Rücknahme 
bedurft» Die dahingehende, von der Beklagten nach Auffor­
derung durch das Gericht abgegebene Erklärung ist nicht 
als Rücknahme im Sinne des § 515 ZPO mit der sich daraus 
ergebenden Kostenfolge zu werten (RGZ 102, 364; BGHZ 24» 
179).

VII- Bis Revision der Beklagten ist daher mit der 
sich aus den Erörterungen zu VT ergebenden Maßgabe mit der 
Kostenfolge des § 97 ZPO zurückzuweisen»

Scheffler Heimann-tfrosien Rietschel

Br« Winkelmann Erbel
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